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Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

NGO Nichtregierungsorganisation

EMRK Européische Menschenrechtskonvention

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

BV Bundesverfassung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SBV Schweizerischer Bauernverband

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

WWF World Wide Fund for Nature

GSchG Bundesgesetz Gber den Schutz der Gewasser

FK Abkommen Uber die Rechtsstellung der Fllichtlinge
(Fluchtlingskonvention)

ChemG Bundesgesetz Uber den Schutz vor gefahrlichen Stoffen und
Zubereitungen

LwG Landwirtschaftsgesetz

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

ONG Organisation non gouvernementale

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

DDC Direction du développement et de la coopération

PME petites et moyennes entreprises

Cst Constitution fédérale

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

USAM Union suisse des arts et métiers

USP Union Suisse des Paysans

UPS Union Patronale Suisse

WWF World Wide Fund for Nature

LEaux Loi fédérale sur la protection des eaux

FK Convention relative au statut des réfugiés

LChim Loi fédérale sur la protection contre les substances et les préparations
dangereuses

LAgr Loi sur I'agriculture

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.22



MOTION

DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK
MOTION

DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Das in Art. 3 EMRK formulierte und auch in Art. 256 Abs. 3 BV verankerte
Rlckschiebeverbot verbietet es absolut, eine Person in einen Staat auszuschaffen, in
dem ihr Folter oder eine andere Art grausamer oder unmenschlicher Behandlung oder
Bestrafung droht. CVP-Nationalrat Fabio Regazzi (cvp, TI) forderte mit seiner Motion
«Ausweisung von Terroristinnen und Terroristen in ihre Herkunftslander, unabhangig
davon, ob sie als sicher gelten oder nicht», die innere Sicherheit der Schweiz solle im
Falle von Flichtlingen, die mit terroristischen Aktivitaten in Verbindung gebracht
werden und damit eine Gefahr fur die Sicherheit der Schweiz darstellen, Vorrang
haben. Erreichen wollte er dies durch die vorrangige Anwendung von Art. 33 Abs. 2 des
internationalen Abkommens Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, demzufolge sich
ein Flichtling nicht auf das Ausweisungsverbot berufen kénne, «wenn erhebliche
Grinde daflar vorliegen, dass er als eine Gefahr fur die Sicherheit des
Aufenthaltsstaates angesehen werden muss oder wenn er eine Bedrohung flr die
Gemeinschaft dieses Landes bedeutet, weil er wegen eines besonders schweren
Verbrechens oder Vergehens rechtskraftig verurteilt worden ist.» Das
Ausweisungsverbot an der vom Motionér genannten Stelle in der Flichtlingskonvention
ist jedoch weiter gefasst ist als das Non-Refoulement-Prinzip des zwingenden
Vélkerrechts und verbietet eine Ruckschiebung nicht nur bei drohender Folter oder
Todesstrafe, sondern auch bei Gefdhrdung des Lebens oder der Freiheit des Fllchtlings
«wegen seiner Rasse, Religion, Staatszugehorigkeit, seiner Zugehorigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Anschauungen» (Art. 33 Abs. 1 FK).
Ergo kann das Ausweisungsverbot der Flichtlingskonvention bei Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit eingeschréankt werden; fir das Rickschiebeverbot des
zwingenden Volkerrechts gilt dies jedoch nicht, das Non-Refoulement-Prinzip gilt
absolut.

Obwohl Justizministerin Simonetta Sommaruga vor dem Nationalratsplenum klarstellte,
dass es erstens nicht nur auslandische Dschihadisten gebe und zweitens die Schweiz
bereits heute Ruckflhrungen in «unsichere Staaten» vornehme, da die Unsicherheit in
einem Land kein Hinderungsgrund fur eine Ruckfuhrung sei, sondern nur eine
Verletzung des Rickschiebeverbots im individuellen Fall, nahm der Nationalrat die
Motion im Herbst 2018 mit 102 zu 73 Stimmen bei 3 Enthaltungen an. Auch die
Begrindung, der Bundesrat habe hier gar keinen Handlungsspielraum - man kénne das
zwingende  Ruckschiebeverbot nicht einfach ignorieren, weil man der

Flichtlingskonvention Vorrang vor der Bundesverfassung gewahre - sowie die
Versicherung, man sei auch vonseiten des Bundesrats durchaus um Massnahmen zur
Terrorismusbekampfung bemuht - so zeige dies beispielsweise die in der

Vernehmlassung gut angekommene Ausweitung des praventiv-polizeilichen
Instrumentariums -, stiess mehrheitlich auf taube Ohren. Wahrend die SVP-Fraktion
geschlossen fur den Vorstoss votierte, stimmten die Grine, die SP- und die GLP-
Fraktion geschlossen dagegen. Die burgerlichen Parteien zeigten sich gespalten, wobei
sich die Fraktionen der FDP und der CVP mehrheitlich dafir und jene der BDP
mehrheitlich dagegen aussprachen. '

Anders als zuvor der Nationalrat war die SPK-SR mehrheitlich (6 zu 4 Stimmen, 2
Enthaltungen) der Ansicht, das Non-Refoulement-Prinzip sei ein fester Bestandteil der
Bundesverfassung und schitze selbst verurteilte Terroristinnen und Terroristen zu
Recht vor der Ausschaffung in ein Land, wo ihnen Folter oder die Todesstrafe droht.
Demzufolge beantragte sie die Motion Regazzi (cvp, Tl), die die Ausweisung von
Dschihadistinnen und Dschihadisten in Folterstaaten ermoglichen sollte, ohne
Gegenantrag zur Ablehnung. Dem Standeratsplenum wurde in der Frihjahrssession
2019 dann jedoch ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) auf Annahme der Motion
vorgelegt. Der parteilose Antragsteller argumentierte, das zwingende Volkerrecht greife
hier nicht, sei gar «flr jeden Rechtsstaat absurd und total unbefriedigend», denn
«diese Nichtrickkehrer, diese Dschihadisten, diese Gefahrder» kosteten den Staat
«Millionen von Franken» und verursachten «in den Kantonen, beim Bund und in der
Bevdlkerung Frust und Unverstandnis». Nicht zuletzt nahm er damit Bezug auf die funf
wegen Terrorismus verurteilten Iraker der «Schaffhauser IS-Zelle», die nach verbusster
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.03.2021
AMANDO AMMANN

Strafe nicht in den Irak ausgeschafft werden kénnen, da ihnen dort mutmasslich Folter
droht. FDP-Stdnderat Andrea Caroni (AR) entgegnete mit einem Pladoyer fur den
Rechtsstaat, in dem er seine Ratskolleginnen und -kollegen dazu aufrief, sich nicht far
Folter herzugeben und nicht das «innere Heiligtum» des Rechtsstaats preiszugeben.
Die Schweiz solle ihre «hoéchsten Werte [...] nicht im blinden Eifer gegen die blinden
Eiferer zerstdren, damit wir nicht eines Tages werden wie sie». Uberdies sei der Fokus
der Motion auf Dschihadistinnen und Dschihadisten - «das Feindbild du jour» -
unverstandlich, denn Massenmord und Terrorismus seien nicht an eine Religion
gebunden. Gegen den Vorstoss argumentierte ebenso Justizministerin Karin Keller-
Sutter: Das menschenrechtliche Rickschiebungsverbot kénne als Teil des zwingenden
Voélkerrechts nicht einfach umgangen werden. Zusatzlich wies sie auf die laufenden
Arbeiten zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung von
Terrorismus hin und erlauterte, es sei nicht ganz einfach, geforderte Massnahmen wie
beispielsweise die geschitzte Unterbringung von Gefahrderinnen und Gefahrdern
grundrechtskonform umzusetzen. Doch damit biss sie - wie im Nationalrat schon ihre
Vorgangerin - letztlich auf Granit. Mit 22 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung nahm die
kleine Kammer die Motion an. Auch wenn man das zwingende Volkerrecht nicht
brechen kénne, so misse doch etwas getan werden, war in etwa der Grundtenor des
Entscheids.

Das fur eine Motion ungewohnlich grosse Medienecho widerspiegelte ebenfalls die
Umstrittenheit des Entscheids. Angesichts der Kritik, die Motion stelle den Rechtsstaat
infrage, verteidigten die Beflrworter - allen voran Motiondr Fabio Regazzi - ihren
Standpunkt, verurteilte Terroristen mussten sich nicht auf die Menschenrechte berufen
kénnen und «man misse die Sorgen der Bevdlkerung ernst nehmen» (NZZ).
Demgegentliber sprach Gegner und FDP-Nationalrat Kurt Fluri (SO) gegentber der NZZ
von «Hysterie» und <«Populismus». Die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International Schweiz bezeichnete den Gesetzgebungsauftrag als «inakzeptabel». Als
Element des zwingenden Volkerrechts kdnne das Non-Refoulement-Prinzip in einem
Rechtsstaat keinesfalls, auch nicht unter dem Deckmantel der inneren Sicherheit,
derogiert werden. Wie der Bundesrat den verbindlichen Auftrag umsetzen will, war
zunachst noch unklar; geméass NZZ wolle das Justizdepartement «die Sache nun
genauer analysieren>. ?

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Nach einem einseitig geflhrten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im Méarz 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent Uber dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Réstigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (561.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
fur den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen.

Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestarkt und selbst Beflurwortende des
Abkommens, wie Stdnderat Hannes Germann (svp, SH), beflirchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevdlkerung gegeniber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Méader, Prasident von
Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmal kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht fir ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der spaten
Positionierung der Grinen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepréasident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war>». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche fir die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalratin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte Uberzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsvertragen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2020
KAREL ZIEHLI

Nachhaltigkeitsstandards war indes die griine Nationalrdtin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch flr
Verbesserungen einsetzen zu wollen.

Das Referendum schien flr viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Standeradtin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze fur alle jene, die folgen werden». Gegenlber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Blirgi Bonanomi davon Uberzeugt,
dass die Bevolkerung auch in Zukunft tber Handelsabkommen abstimmen werde. Eine
erste Mdglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalratin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs - Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft fur bedrohte Volker - forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein  Gesetz, das eine grossere  Koharenz  zwischen der  Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass
verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen wirden, weshalb weitere
Referenden unumganglich seien.

Abstimmung vom 07. Marz 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (51.6%), (Stande 15 5/2)
Nein: 1'318"630 (48.4%), (Stande 5 1/2)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer  Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid

- Nein: SP (6%, GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontieres, Gesellschaft
fur bedrohte Volker, Klimastreik Schweiz

- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud

* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern *

Wirtschaft

Landwirtschaft
Landwirtschaft und Umweltschutz

Les débats sur l'initiative parlementaire pour une réduction des risques liés aux
pesticides se sont étalés sur deux journées au Conseil national, signe que les passes
d'armes entre parlementaires ont été pour le moins sportives. Pourtant, un certain
consensus semblait régner quant a la nécessité de ficeler un projet crédible afin de
pouvoir se rendre plus sereinement aux urnes face a l'initiative pour une eau potable
propre et l'initiative pour une interdiction des pesticides de synthese, comme ['a fait
remarquer le libéral-radical genevois Christian Luscher. Pour le rapporteur
francophone de la CER-CN, Fabio Regazzi (pdc, Tl), cette initiative parlementaire
couvre un spectre plus large - touchant tant la loi sur I'agriculture (LAgr) que la loi sur
les produits chimiques (LChim) et la loi sur la protection des eaux (LEaux) - et est plus
ciblée que les deux initiatives populaires. Elle permet également d'éviter les nombreux
désavantages qui découleraient d'une acceptation de ces deux textes.

La question centrale des débats était de déterminer I'ampleur et le niveau d'ambition
de ce projet. Ainsi, les parlementaires des différents bords politiques se sont écharpés
sur le réle que devront jouer les pesticides dans I'agriculture suisse dans le futur, sur
les efforts qu'a fourni et que devra encore fournir le monde agricole, sur la pollution
des nappes phréatiques, sur 'auto-approvisionnement alimentaire, etc. Guy Parmelin,
ministre en charge des questions agricoles, s'est montré favorable a ce projet |égislatif,
soulignant qu'il allait dans le méme sens que ce qu'a entrepris le Conseil fédéral
notamment au travers de son Plan d'action produits phytosanitaires.

Le débat a été séparé en deux blocs. Les aspects relevant de la LAgr ainsi que de la
LChim ont d'abord été discutés. Ainsi, une majorité de député.e.s ont refusé (par 104
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.11.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

voix contre 85) d'inscrire des objectifs chiffrés de réduction des pertes d'éléments
fertilisants. Elle a toutefois décidé d'inclure la proposition de la CER-CN de prendre en
compte un remplacement des engrais chimiques importés par I'utilisation d'engrais de
ferme organiques. Toutes les propositions de minorité ont été rejetées.

Dans le deuxiéme bloc, les modifications touchant la LEaux ont été débattues. Les
parlementaires se sont écharpés sur les valeurs limites de la présence de certains
éléments dans les eaux. Parmi les éléments pris en compte dans la Iégislation, les
parlementaires ont notamment décidé par 103 voix contre 88 et 2 abstentions, de
prendre en considération, en ce qui concerne les métabolites (issus de la dégradation
de certains produits), tant les éléments dits «pertinents» (qui représentent un danger
pour la santé) que les métabolites dits «non-pertinents» provenant de la dégradation
des pesticides et biocides. Cette décision va a I'encontre de la proposition de la
majorité de la commission qui aurait souhaité que seuls les éléments «pertinents»
soient pris en considération, mais rejoint la position du Conseil fédéral en la matiére.
Cette proposition de la minorité Baumann (vert, BE) d'inclure I'ensemble des
métabolites pourrait permettre d'éviter un nouveau cas «chlorothalonil» selon Guy
Parmelin (les métabolites issus du chlorothalonil n'étaient, jusqu'a récemment, pas
considérés comme «pertinents» par les autorités). Finalement, les parlementaires ont
également accepté par 105 voix contre 89 et une abstention une proposition Jauslin
(plr, AG) sur les aires d'alimentation des captages d'eau, reprenant une proposition de
minorité Badran (ps, ZH) retirée ainsi qu'une préoccupation exprimée dans la motion
Zanetti (ps, SO) 20.3625 acceptée par le Conseil des Etats. Pour ces deux propositions
de minorité, la gauche a fait bloc et a pu compter sur les voix de I'ensemble du groupe
vert-libéral ainsi que d'une majorité des membres du groupe libéral-radical.

Au vote sur I'ensemble, I'initiative parlementaire modifiée a passé la rampe par 122 voix
contre 57 et 16 abstentions. Aucun.e membre de I'UDC ne I'a acceptée, alors que le
groupe du Centre s'est montré polarisé (9 abstentions, 18 votes en faveurs et 4 votes
contre). La gauche ainsi que les verts-libéraux ont accepté le projet a I'unanimité. Le
groupe libéral-radical s'est également exprimé en faveur du texte, comptant toutefois 7
abstentionnistes dans ses rangs. Ce soutien a été remarqué dans les médias, la NZZ
allant jusqu'a titrer «Und die FDP stimmt Grln». Le projet retourne ainsi au Conseil des
Etats pour résoudre les divergences restantes. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Die drei grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbande Economiesuisse, SAV, SGV sowie
der SBV  fassten gemeinsam die  Nein-Parole zur viel diskutierten
Konzernverantwortungsinitiative, Uber die im November 2020 abgestimmt wurde. Diese
verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt werden kénnen, sollten sie oder ihre
Tochterfirmen im Ausland gegen geltende Menschenrechte und Umweltstandards
verstossen.

Die Wirtschaft, so liess der neue Economiesuisse-Prasident Christoph Mader in einer
gemeinsamen Medienmitteilung verlauten, stehe ohne Wenn und Aber zu den
Menschenrechten und Umweltstandards, jedoch wirde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit flhren und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. SAV-Président Valentin Vogt
betonte, dass die Initiative in Anbetracht der gegenwartigen Corona-Situation
gefahrlich sei: Die Schweizer Wirtschaft dirfe in einer derartigen Krise nicht auch noch
Eigentore riskieren. SGV-Président Regazzi beflrchtete bei Annahme der Initiative
einen Domino-Effekt: Was anfanglich nur auf die Grosskonzerne abziele, treffe
letztendlich auch die KMU, denn die Forderungen der Initiative wirde beispielsweise
auch fur Lieferanten gelten. Nicht nur grosse, sondern auch kleine Unternehmen
mussten sich deshalb vorsorglich rechtlich absichern. Die KMU sah Regazzi denn bei
einer Annahme besonders betroffen, da Unternehmen mit einer kleinen
Rechtsabteilung bei einem Zwischenfall nicht in der Lage waren, sich rechtlich zu
wehren. Das«Wirtschaftsbashing» der Initianten musse deshalb aufhéren.

Schliesslich kam auch der Bauernverbandsprasident Markus Ritter zu Wort. Er sprach
von einer ungerechten Beweislastumkehr und hob hervor, dass auch die Schweizer
Landwirtschaft stark von Partnerunternehmen im Agrar- und Lebensmittelsektor
abhangig sei. Indirekt wirde also auch die Schweizer Bauernschaft von der Initiative
getroffen.

Der Gegenvorschlag, welcher bei Ablehnung der Initiative in Kraft treten wirde und
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.2020
MATHIAS BUCHWALDER

anstelle von rechtlichen Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den
Verb&nden Unterstltzung. °

Natur und Umwelt

En novembre 2020, I'initiative pour des multinationales responsables a été refusée de
justesse par la majorité des cantons mais acceptée par 51.7 pour cent de la population.
Cette initiative était soutenue par une vaste alliance de la société civile, qui a de peu
manqué d'infliger une défaite cuisante aux milieux de I'économie et aux autorités
politiques majoritairement opposés a l'initiative. 114 ONG défendaient le texte. Parmi
elles se trouvaient notamment le WWF, Caritas, Greenpeace, Pro Natura, Terre des
Hommes et Helvetas. Operation Libero, Amnesty International et les milieux religieux
figuraient également parmi les partisans.

Alors qu'une alliance d'une telle ampleur avait rarement vu le jour en Suisse, ce
phénoméne a été observé a deux reprises dernierement, la révision de la loi sur la
chasse refusée en votation le 27 septembre 2020 ayant également été combattue par
de nombreuses ONG. Si cette alliance venait & se reproduire régulierement, cela
pourrait modifier les rapports de force dans la sphére politique suisse. Comme le
souligne la NZZ, ces ONG sont, en effet, non seulement organisées de maniere
professionnelle et rigoureuse, mais disposent surtout d'importants moyens financiers,
ce qui était jusqu'alors plutét I'apanage des milieux économiques. D'aprés les
estimations, les deux camps ont dépensé chacun plus de CHF 10 millions au cours de la
campagne, faisant de celle-ci la plus chére de tous les temps. Cette nouvelle puissance
financiere souléve néanmoins des questions sur la provenance des fonds. Les ONG
recoivent notamment de l'argent de la Confédération ainsi que des dons exonérés
d'impots. La Weltwoche mettait en avant ce qui pourrait s'apparenter a une subvention
des ONG par le contribuable. Selon I'hebdomadaire zurichois, Terre des Hommes aurait
par exemple recu CHF 2.43 millions de la DDC I'an passé. Cette somme se monterait a
CHF 6.34 millions pour Swissaid, qui soutenait également ['initiative. Et le montant
obtenu par Helvetas de la part des pouvoirs publics serait de presque CHF 100 millions.
Ces subventions ne sont pas problématiques en tant que telles mais peuvent le devenir
si elles sont utilisées dans des campagnes politiques. Valentin Vogt, le président de
I'UPS, réclamait dans la NZZ plus de transparence quant a la provenance et I'utilisation
des moyens financiers dont disposent les ONG.

Alexandra Karle, directrice de la section suisse d'Amnesty International, défendait dans
une tribune publiée dans le Tages Anzeiger la légitimité des ONG a s'engager dans des
campagnes politiques. Elle rejetait le reproche d'«utilisation détournée» de I'argent
public et soulignait la nécessité de lier le travail sur le terrain & des actions politiques
conséquentes, prenant pour exemple I'engagement d'Amnesty International. Tout en
aidant les victimes de violations des droits humains a cause de I'exploitation du pétrole
au Nigeria ou dans les mines de Cobalt au Congo, I'ONG s'implique pour que les
multinationales soient soumises & des lois les obligeant a respecter ces droits.
Alexandra Karle rappelle également que les ONG telles qu'Amnesty International se
financent principalement gréce aux contributions de leurs membres et aux dons.
L'importance politique grandissante des ONG s'observe également au Parlement, avec
de nombreux.euses élu.e.s ayant des réles importants au sein de celles-ci. S'il semble
certain que ces organisations occupent désormais une place importante dans le
paysage politique suisse, la Weltwoche conclut son analyse en soulignant que leur
montée en puissance n'est pas qu'une question d'argent ou de représentation, mais
surtout le fruit de campagnes tres bien menées, en particulier celle de l'initiative pour
des multinationales responsables. ¢
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